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Neubrandenburg

Beschlussvorlage

Drucksachen Nr.: BV/VII/0088 Beschlussdatum: 04.02.21
Beschluss-Nr.: STV 13/17/2021
Gegenstand: Anderung des Gesellschaftsvertrages der Neubrandenburger

Wohnungsgesellschaft mbH
hier: Zustandigkeiten Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung im
Zusammenhang mit Geschaftsflihrerangelegenheiten und weitere

Zustandigkeiten
Behandlung: offentlich
Einreicher: Oberblrgermeister
Sitzungs- Abstimmungsergebnis
Beratung - Bemerkungen
datum Ja | Nein | Enth. | Bef.
Hauptausschuss 12.11.20 13 - - - verwiesen
Finanzausschuss 18.11.20 8 - - -
Abstimmungs-
Hauptausschuss 261120 | 11 | - | 2 | - \";rgebr."s Uber die
erweisung in die
STV am 04.02.20
Stadtvertretung 04.02.21 beschlossen

Neubrandenburg, 02.11.20

Silvio Witt
Oberbirgermeister




Beschlussvorschlag:

Auf der Grundlage des § 22 Abs. 2 der Kommunalverfassung fir das Land Mecklenburg-Vor-
pommern (KV M-V) wird durch die Stadtvertretung Neubrandenburg nachfolgender Be-
schluss gefasst:

1. Unter § 8 wird ein neuer Abs. 1 in den Gesellschaftsvertrag der Neubrandenburger Woh-
nungsgesellschaft mbH eingefugt, welcher die Aufgaben lit. ¢ des bisherigen Abs. 1 be-
inhaltet. Der Wortlaut des neuen § 8 Abs. 1 wird wie folgt festgelegt: ,Der Aufsichtsrat ist
formell und materiell fiir den Abschluss, die Anderung, Aufhebung oder Kiindigung so-
wie fur alle Handlungen betreffend die Vertragsdurchfiihrung einschlie3lich der Fristen-
kontrolle und Wiedervorlage der Anstellungsvertrage mit Geschaftsfuhrern zustandig.
Der Aufsichtsrat vertritt diesbezlglich die Gesellschaft; es gilt § 112 AktG. Wesentliche
Konditionen (beispielsweise Geschaftsfihrerentgelt- und Tantiemeregelungen, Entscha-
digungen, betriebliche Versorgungszusagen, Vertragsstrafen, Vertragslaufzeit, Kiindi-
gungsmdglichkeiten, Nebenverdienstabreden etc.) fiir Anstellung, Anderung, Aufhebung
und Kiindigung unterliegen der Zustimmung der Stadtvertretung Neubrandenburg. Uber
die Vertrage ist nach § 71 Abs. 4 KV M-V friihzeitig vor Vertragsschluss in geeigneter
Form zu informieren.”

2. Der bisherige Abs. 1 des § 8 des Gesellschaftsvertrages der Neubrandenburger Woh-
nungsgesellschaft mbH wird nunmehr zu Abs. 2 und wird ohne lit. ¢ unverandert tber-
nommen. Die Nummerierung des bisherigen Abs. 2 verandert sich dementsprechend.

3. § 10 Aufgaben der Gesellschafterversammlung
,Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen: ...*
wird um einen Anstrich wie folgt erganzt:
g) die Beteiligung an anderen Gesellschaften, welche einer Zustimmung der Stadtver-
tretung Neubrandenburg bedarf.

4. Der Oberblrgermeister wird beauftragt und ermachtigt, alles Erforderliche zu unterneh-
men, um die beschlossene Vertragsanderung in der Gesellschafterversammlung auf
Grundlage des § 71 Abs. 1 S. 1 KV M-V umzusetzen.

Finanzielle Auswirkungen:
Aus dem Beschluss ergeben sich keine finanziellen Auswirkungen.
Begriindung:

Das Ministerium fir Inneres und Europa des Landes Mecklenburg-Vorpommern hatte den
Oberblrgermeister der Vier-Tore-Stadt Neubrandenburg mit Schreiben vom 10.07.18 aufge-
fordert, kunftig die Zustandigkeiten der Gesellschaftsorgane der Neubrandenburger Stadt-
werke GmbH (neu.sw), soweit es die Wahrung der Rechte aus einem Geschéftsfuhreranstel-
lungsvertrag sowie die Uberwachung dieses Vertragsverhaltnisses anbelangt, gesellschafts-
vertraglich klar und unmissverstandlich zu regeln. Mit Beschluss 22/02/19 vom 05.09.19
wurde hierzu die Zustimmung der Stadtvertretung erteilt.

Auch bei der Neubrandenburger Wohnungsgesellschaft mbH (NEUWOGES) ist die Rege-
lung im Gesellschaftsvertrag unter § 8 Abs. 1 lit. ¢ entsprechend anzupassen. Die Anderung
dient der diesbezliglichen Anpassung. In diesem Zusammenhang wird ein Gleichlaut der sat-
zungsrechtlichen Vorgaben fir die beiden Beteiligungen hergestellt, an denen die Vier-Tore-
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Stadt Neubrandenburg einen Gesellschaftsanteil von 100 % halt und die Gber einen fakultati-
ven Aufsichtsrat verfligen.

Wie bei der neu.sw wird damit die Entscheidungsbefugnis Uber die Geschaftsfuhreranstel-
lungsvertrage nebst dem dazugehdrigen Vertragscontrolling dem Aufsichtsrat Gberlassen.
Wesentliche vertragliche Grundentscheidungen sollen jedoch den Stadtvertreterinnen und
Stadtvertretern vorbehalten bleiben und unterliegen daher ihrer Zustimmung. Ferner sollen
die Stadtvertreterinnen und Stadtvertreter im Vorfeld Gber vom Aufsichtsrat geplante Mal3-
nahmen betreffend Geschéaftsfihreranstellungsvertrage geman § 71 Abs. 4 KV M-V friihzei-
tig informiert werden, um ihnen auf diese Art und Weise die Moglichkeit zu geben, von ihrer
Richtlinien- und Weisungskompetenz aus § 71 Abs. 1 S. 5 KV M-V im Hinblick auf die vorge-
sehene MalRnahme an dem Geschéftsfuhreranstellungsvertrag Gebrauch zu machen.

Weiter wird mit Ziff. 3 die Zustandigkeit fur die Bestellung und Abbestellung von Geschéafts-
fuhrern der Gesellschafterversammlung entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 46
GmbHG Uberlassen, in Ubereinstimmung mit den Regelungen bei neu.sw und entsprechend
der Regelung in Ziff. 3.1.1. des Public Corporate Governance Kodex flr die Vier-Tore-Stadt
Neubrandenburg - Leitlinien guter Unternehmensfiihrung - in der Fassung der 1. Anderung,
beschlossen am 21.03.19 durch die Stadtvertretung Neubrandenburg.

Mit dieser Anpassung wird entsprechend der Beschlusslage aus dem Jahr 2011 die Be-
schlusskompetenz betreffend die Geschéftsfuhreranstellungsvertrage beim Aufsichtsrat be-
lassen. Gleichzeitig wird die Entscheidungshoheit zu wichtigen Angelegenheiten im Sinne
des § 22 Abs. 2 KV M-V auf die Stadtvertreter und Stadtvertreterinnen Gbertragen. Auf diese
Art und Weise wird der angemessene Einfluss der Stadtvertretung im Sinne des § 69 Abs. 1
Nr. 4 KV M-V auf die Beteiligungsgesellschaft unmittelbar gewahrleistet und dariber hinaus
sichergestellt, dass die Stadtvertreterinnen und Stadtvertreter von ihrer Richtlinien- und Wei-
sungskompetenz gegeniber den stadtischen Vertretern in der Gesellschafterversammlung
und im Aufsichtsrat Gebrauch machen kénnen.

Anderungsdarstellung:

§ 8 Abs. 1 alt:

,Der Aufsichtsrat ist anstatt der Gesellschafterversammlung ausschlie3lich zustandig:

a) fur die Bestellung und die ordentliche, wie die auf3erordentliche Abberufung der Ge-
schéaftsfuhrer,

b) fir die Erteilung und den Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten zum ge-
samten Geschéftsbetrieb,

c) fur den Abschluss, die Anderung und die ordentliche, wie die auerordentliche Been-
digung von Anstellungsvertragen der Geschéftsfuhrer,

d) flr die Bestellung und Abberufung des Abschlussprifers,

e) fir die MaRregeln zur Prifung und Uberwachung der Geschéftsfiihrung,

f) fur die Geltendmachung von Ersatzansprichen, welche der Gesellschaft aus der Ge-
schaftsfiUhrung gegen Geschéaftsfuhrer zustehen, sowie die Vertretung der Gesell-
schaft in Prozessen, welche sie gegen die Geschéftsfihrer zu fuhren hat.”

§ 8 Abs. 1 neu mit Anderungsdarstellung:

neuer Text alte Regelung Begriindung
Der Aufsichtsrat ist formell Der Aufsichtsrat ist Klarstellung der Rechtsbegriffe
und materiell [...] Der Auf- anstatt der Gesell- auf Basis der Kritik des Ministeri-

ums fir Inneres und Europa
Mecklenburg-Vorpommern



neuer Text

sichtsrat vertritt diesbeziig-
lich die Gesellschaft; es gilt §
112 AktG.

[...] fiir den Abschluss, die
Anderung, Aufhebung oder
Kiindigung

[...] sowie fiir alle Handlun-
gen betreffend die Vertrags-
durchfiihrung einschlieBlich
der Fristenkontrolle und Wie-
dervorlage der Anstellungs-
vertrage mit Geschaftsfiih-
rern zustandig.

[...] Wesentliche Konditionen
(beispielsweise Geschafts-
fiihrerentgelt- und Tantie-
meregelungen, Entschadi-
gungen, betriebliche Versor-
gungszusagen, Vertragsstra-
fen, Vertragslaufzeit, Kiindi-
gungsmdéglichkeiten, Neben-
verdienstabreden etc.) fiir An-
stellung, Anderung, Aufhe-
bung und Kiindigung unter-
liegen der Zustimmung der
Stadtvertretung Neubranden-
burg.

[...] Uber die Vertrége ist nach
§ 71 Abs. 4 KV M-V friihzeitig
vor Vertragsschluss in geeig-
neter Form zu informieren.
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alte Regelung
schafterversamm-
lung ausschlieRlich
zustandig:

a) fur die Bestel-

lung und die or-
dentliche, wie
die aulRerordent-
liche Abberufung
der Geschafts-
fuhrer, [...]

fur den Ab-
schluss, die An-
derung und die
ordentliche, wie
die aulRerordent-
liche Beendi-
gung von Anstel-
lungsvertragen
der Geschafts-
fuhrer

Begriindung

Mit dem Abschluss des Anstel-
lungsvertrages und auch den da-
zugehdrigen Vertragsverhand-
lungen liegt die Kernkompetenz
in diesem Bereich unbenommen
beim Aufsichtsrat.

Durch die Ubertragung der offizi-
ellen Bestellung/Abberufung auf
die Gesellschafterversammlung
(Erganzung unter § 10 des Ge-
sellschaftsvertrages) ist die Ent-
scheidungshoheit der Stadtver-
tretung als oberstes Willensbil-
dungsorgan weiterhin sicherge-
stellt.

Klarstellung der Zustandigkeit fir
die Uberwachung der Anstel-
lungsvertrage

Wesentliche vertragliche Grun-
dentscheidungen sollen jedoch
den Stadtvertreterinnen und
Stadtvertretern vorbehalten blei-
ben.

Ferner sollen die Stadtvertrete-
rinnen und Stadtvertreter im Vor-
feld Uber vom Aufsichtsrat ge-
plante MalRnahmen betreffend
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neuer Text alte Regelung Begriindung
Geschéftsfuhreranstellungsver-
trage gemal § 71 Abs. 4 KV M-
V frihzeitig informiert werden,
um ihnen auf diese Art und
Weise die Méglichkeit zu geben,
von ihrer Richtlinien- und Wei-
sungskompetenz aus § 71 Abs.
1 S. 5 KV M-V im Hinblick auf
die vorgesehene Malinahme an
dem Geschéftsfihreranstel-
lungsvertrag Gebrauch zu ma-
chen.

&§ 8 Abs. 2 neu:

,Der Aufsichtsrat ist anstatt der Gesellschafterversammlung ausschlieBlich zustandig:

a) fir die Bestellung und die ordentliche, wie die auBerordentliche Abberufung der Ge-
schéftsfihrer,

b) fir die Erteilung und den Widerruf von Prokuren und Handlungsvollmachten zum ge-
samten Geschéaftsbetrieb,

c) fir die Bestellung und Abberufung des Abschlussprifers,

d) fur die MaRregeln zur Prifung und Uberwachung der Geschéftsfiihrung,

e) fur die Geltendmachung von Ersatzansprichen, welche der Gesellschaft aus der Ge-
schaftsfiihrung gegen Geschéftsfiihrer zustehen, sowie die Vertretung der Gesell-
schaft in Prozessen, welche sie gegen die Geschaftsflhrer zu fihren hat.”

Ergdnzung der Begriindung It. Anderungsblatt Nr. 1 des Einreichers:

Die erforderliche Erganzung resultiert aus § 73 Abs. 1 Ziff. 7 KV M-V. Darin heil}t es: ,Ist eine
Gemeinde ... mit malgeblichem Einfluss an einem Unternehmen ... in einer Rechtsform des
privaten Rechts beteiligt, so hat sie daflir Sorge zu tragen, dass ... im Gesellschaftsvertrag
geregelt ist, dass die Beteiligung an anderen Gesellschaften der Zustimmung der Gemeinde
bedarf ..."

Derzeit ist die Mitwirkung der Stadtvertretung Neubrandenburg bei diesem Rechtsgeschaft
lediglich mittelbar Uber die auch die Geschaftsfliihrung verpflichtende Anwendung des Public
Corporate Governance Kodex flr die Vier-Tore-Stadt Neubrandenburg - Leitlinien guter
Unternehmensfiihrung (in der Fassung der 1. Anderung 21.03.19) sichergestellt. Die
Anforderung ist jedoch ausdricklich, dies im Gesellschaftsvertrag zu regeln, wozu eine
Auflage der Rechtsaufsichtsbehdrde vom 30.12.20, mit Fristsetzung bis 31.07.21, besteht.

Ergénzung der Begriindung It. Anderungsantrag von Ratsherrn Toni Jaschinski vom
03.02.21:

In der Vorlage sind mehrere Angelegenheiten verarbeitet:

1. Klarstellung der Kompetenzen zwischen Aufsichtsrat und Gesellschafter hinsichtlich der
Anstellungsvertrage der Geschaftsfihrer (Beschlusspunkt 1 und tiw. 2)

2. Verschiebung der Zustandigkeit fur die Bestellung und Abberufung der Geschéftsfuhrer
vom Aufsichtsrat zum Oberblrgermeister jeweils mit Zustimmung der Stadtvertretung
(Teile Beschlusspunkt 2 und 3)
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3. Klarstellung der Zustimmungsnotwendigkeit der Stadtvertretung fir die Beteiligung an an-
deren Gesellschaften (Anderungsblatt 1).

Die Klarstellung der Kompetenzen und Verantwortlichkeiten des Aufsichtsrates hinsichtlich
der Anstellungsvertrage beruht auf dem Meinungsaustausch zwischen der Stadt und der
Rechtsaufsicht hinsichtlich der Neubrandenburger Stadtwerke GmbH. Die Beteiligung der
Stadtvertretung ist Gber den bereits in den Gesellschaftsvertrag der NEUWOGES integrier-
ten Corporate Governance Kodex bereits jetzt geregelt und wurde in den Bestellungen seit
2011 auch so gehandhabt. Die konkreten Formulierungen im Beschlusspunkt 1 sind fir Ge-
sellschaftsvertrage in ihrer Kleinteiligkeit ungewohnlich und selten, um jedoch dem Wunsch
der Rechtsaufsicht nachzukommen, sollte dem Beschlusspunkt 1 zugestimmt werden.

Der Aufsichtsrat der NEUWOGES hat sich in seiner Sitzung am 16.12.2020 mit der Vorlage
(ohne Anderungsblatt) befasst. Er hat sich gegen die Verlagerung der Beschlusskompetenz
zur Bestellung und Abberufung der Geschéaftsfuhrer zur Gesellschafterversammlung ausge-
sprochen. Die notwendige Zustimmung der Stadtvertretung ist auch hier bereits iber den Ko-
dex geregelt. Aus Sicht des Aufsichtsrates soll der zusammenhangende Prozess der Bestel-
lung/Abberufung und Anstellung/Kindigung nicht auseinandergerissen werden, da dadurch
die damit zusammenhangenden Vorgange unnaétig verkompliziert werden. Die derzeitige
Form ist bereits mehrfach erfolgreich angewandt worden. Insofern waren der Beschlusspunkt
2 zu andern und der Beschlusspunkt drei zu streichen.

Der Beschlussvorschlag des Anderungsblattes beruht auf Hinweisen der Rechtsaufsicht im
Zusammenhang mit der Reintegration der IDG in die NEUWOGES. Ihm sollte daher zuge-
stimmt werden. Allerdings zeigt sich hier wie auch schon bei den in den vorherigen Be-
schlusspunkten behandelten Sachverhalten, dass der Rechtsaufsicht die indirekte Regelung
insbesondere der Zustandigkeiten und Kompetenzen der Gesellschaftsorgane tber den Ko-
dex und dessen Integration in den Gesellschaftsvertrag letztlich nicht genigt (dies wider-
spricht auch dem Transparenzcharakter des Handelsregisters), sondern dass die wesentli-
chen Regelungen direkt in den Gesellschaftsvertragen verankert werden sollen.



	Datum
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

